
Kunstraub finanziert islamischen Terror

L. Elmenhorst, S. Schreiber
Berlin, Düsseldorf

D ieTerroristendes sogenann-
ten Islamischen Staates (IS)
töten nicht nur Andersgläu-

bige und Missliebige. Sie löschen
auch die Kunstrelikte der mesopo-
tamischen und assyrischen Hoch-
kulturenaus.Undes sieht so aus, als
nutze der IS den Handel mit Anti-
ken aus Raubgrabungen zu seiner
Finanzierung.
Die IS-Schergen stehen dabei am

Anfang einer langen Verwertungs-
kette, die über dieTürkei undviele
Zwischenhändler läuft. Deutsch-
land sei beliebtes Absatzgebiet für
jahrtausendealte Kleinskulpturen,
Rollsiegel und Vasen, die illegal in
deutsche Auktionshäuser und in
Kunsthandlungen kommen. Das
will ein ARD-Film vonVolkmar Ka-
bisch und Andreas Wolter mit ei-
nem Streitwagen aus Ton belegen,
den das Auktionshaus Gorny &
Mosch im Juni 2014versteigert hat.
Die Tonskulptur mit einem Aukti-

onspreis von 3000 Euro stammt
höchstwahrscheinlich aus einer ille-
galen Grabung. Dieter Gorny teilt
auf Anfragemit: „Unser Einlieferer,
ein uns bekannter NewYorker, hat
das Stückvor ca. zwei Jahren auf ei-
ner Börse in Deutschland,woMün-
zenundAntiken gehandeltwerden,
für 500 Euro erworben.“ Es sei auf

keiner Suchliste geführt worden.
Jean-David Cahn ist Antiken-

händler aus Basel undVorstandder
International Association of
Dealers in Ancient Art (IADAA).
Hier sindweltweit die ethisch ope-
rierenden Antikenhändler organi-
siert, auch viele deutsche, nicht
aberGorny &Mosch. „Die sind ak-

tenkundig unddie bayerischen Be-
hörden unternehmen nichts“,
grenzt sich Cahn von dem Aukti-
onshaus für antikeMünzen ab. Die
Polizei müsste handeln, denn das
Verbot für den illegalenHandelmit
syrischenund irakischen Kulturgü-
tern gilt spätestens seit dem 13. De-
zember 2013 auch in Deutschland.

Der derzeit wohl wichtigste Be-
schluss der EU im Kampf gegen den
Terrordes IS findet sichversteckt auf
denSeitenderBundesbank.Mitder
Verordnung 1332/2013 verbietet die
EUdenHandelmit unddie Ausfuhr
vonallenhistorischenundarchäolo-
gischenKulturgütern aus Syrien,die
rechtswidrig ausgeführtwurden. Ei-
neAusnahme soll nur fürdiejenigen
Antiken gelten,die nachweislichvor
dem 9. Mai 2011 aus Syrien ausge-
führtwurdenoder ihren rechtmäßi-
gen Eigentümern zurückgegeben
werden. Diese EU-Verordnung gilt
unmittelbar auch in Deutschland,
ohnedass sieeinerUmsetzungdurch
den nationalen Gesetzgeber durch

ein förmlichesGesetzbedarf. Passiert
ist seitdem in Deutschlandwenig.
Im Haus von Monika Grütters,

der Bundeskulturministerin,wird
derzeit an einemGesetzesentwurf
gearbeitet, um den illegalen Han-
del mit Kulturgütern in Deutsch-
land einzudämmen und das Kul-
turgüterrückgabegesetz von 2007
zu verschärfen, das in der Praxis
bislang kaum Anwendung gefun-
den hat.
Spannend bleibt die Frage, wie

künftig die Stücke dokumentiert
seinmüssen, umden illegalenHan-
del auszutrocknen. Sylvelie Karfeld,
beim Bundeskriminalamt zustän-
dig für dasVorgehen gegen illegalen
Antikenhandel, fordert konkrete
Angaben und Nachweise für jedes
Objekt: eineGrabungserlaubnis, ei-
ne offizielle Inventarnummer, eine
Exportgenehmigung und ein Zoll-
dokument für die Einfuhr nach Eu-
ropa, um sicherzustellen, dass es
aus einer legalen Grabung kommt.
„Daswird heute in der Praxis leider
viel zuwenig getan“, so Karfeld.

Die Staatsministerin für Kultur und Medienwill gegen den illegalen Antikenhandel vorgehen.

Monika Grütters: Voller Einsatz für legale Kunst. Der Miniaturstreitwagen
(o.) aus dem „Nahen Osten“ hatte keinen Herkunftsnachweis.
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China soll zum
Rechtsstaat werden

Finn Mayer-Kuckuk
Peking

I n China herrschen derzeit zu-
gleichpolitischesTauwetterund
Frost.Währenddie regierenden

Kommunisten auf einem Spitzen-
treffenankündigen,denRechtsstaat
zustärken,konzentriertStaatspräsi-
dentXi Jinping immermehrMacht
auf sich – und lässt Kritiker reihen-
weise einsperren.
IndenvergangenenTagen hat es

eine Reihe von Bürgern getroffen,
die inPeking SolidaritätmitderDe-
mokratiebewegung in Hongkong
zeigenwollten.

Auch innerhalb der Partei gras-
siert die Angst vor plötzlichenVer-
haftungen. InPekinghat amMontag
eineVollversammlung des Zentral-
komitees begonnen, ein Gipfeltref-
fendermächtigstenVertreterderal-
leinregierendenKommunistischen
Partei. Auf dem „4. Plenum“ ist die
StärkungtransparenterRechtsstruk-
turen das zentrale Thema. „Der
Rechtsstaat ist die einzig mögliche
Basis für eine funktionierende
Marktwirtschaft“, verkündete die
amtliche Nachrichtenagentur Xin-
hua.

„Das Bedürfnis der Chinesen
nachdemRechtsstaat ist größer als
je zuvor.“Chinamüsse sichvondem
überkommenen Konzept lösen,
dass einzelne Personen das Sagen
haben, so Xinhua. „Einige Partei-
funktionäre denken immer noch,
dass sie über dem Gesetz stehen.
DaskorrumpiertdasSystemundge-
fährdet die Stabilität des Staates.“
Tatsächlich arbeitet die kommu-

nistischeFührunganeiner großan-
gelegten Justizreform.DeutscheUn-
ternehmenvorOrtbegrüßengröße-
re Transparenz und korrekte
Abläufe in Rechtsangelegenheiten.
DochXinhua behauptet auch: „Die
AnklagengegenBoXilai, ZhouYong-
kangundXuCaihouzeigendenEnt-
schluss der Partei, den Rechtsstaat
zu fördern.“ Bei diesen Personen
handelt es sichumgestürzteBosse,
denen Korruption vorgeworfen
wird. IhreVerfahrenwarenalles an-
dere als rechtsstaatlich: Es handelt
sich um parteiinterne Gegner von
Präsident Xi, für die zudem grund-
sätzlichnurdieDisziplinarkommis-
sion der Partei zuständigwar.
DieBosse sind fürPolizeiundGe-

richteweiterhin tabu. In Behörden
und Staatsunternehmen geht be-
reitsdieAngstum,wer alsNächstes
miteinerKorruptionsanklage inden
Verhörkellern der Disziplinarkom-
missionverschwindet.
Der scheinbareWiderspruchzwi-

schenWillkürundRechtsstaatergibt
sich jedoch aus den Zielen Xi Jin-
pings. Er will die Wirtschaft nach
vorn bringen, China stark machen
unddasVolkzufriedenstellen.Dafür
brauchter rechtsstaatlicheElemen-
te innerhalb des Rahmens der Al-
leinherrschaft seiner Partei, deren
Macht aber nie infrage stehen soll.

Präsident Xiwill dieWillkür eindämmen –
dochvorerstwächst dieUnterdrückung.

205
Mitglieder zählt das
Zentralkomitee der
Kommunistischen
Partei Chinas.
Quelle: KP Chinas
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